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Liebe Leserinnen und Leser, 
 

der Zugang zu Bildung darf nicht vom eigenen Geldbeutel oder 

dem der Eltern abhängen. Deshalb hatte die damalige 

sozialliberale Regierung 1971 mit dem BAföG ein Instrument zur 

Herstellung von Chancengleichheit geschaffen. Durch diese 

Unterstützung entstanden auch für mich aus Bildungschancen 

echte Lebenschancen. Deshalb ist es mir wichtig, dass das BAföG 

ständig an die aktuellen wirtschaftlichen Umstände angepasst 

wird. Die Koalition plant nun wichtige Änderungen hinsichtlich 

des Wohnzuschlags, der Bedarfssätze sowie des Förderungs-

höchstsatzes. Das Gesetz soll pünktlich zum Wintersemester 

2019/2020 in Kraft treten. 

In erster Lesung befand sich auch das Gesetz für mehr Sicherheit 

in der Arzneimittelversorgung (GSAV), zur reibungslosen 

Medikamentenversorgung von Patientinnen und Patienten. Es 

ist die politische Reaktion u.a. auf den Lunapharm-Skandal. 

Am Montag wurde der fraktionsübergreifende Antrag zur 

Widerspruchslösung bei der Organspende vorgestellt, an 

welchem auch ich mitwirkte. Bei der großen Anzahl von 

Patienten aus Deutschland auf den Wartelisten von 

Eurotransplant, halte ich es für zumutbar aktiv zu wider-

sprechen, wenn man kein Organspender sein möchte. 

Gemeinsam mit den Bürgermeistern der Gemeindeallianz 

Hofheimer Land führte ich am 3. April 2019 im Bundes-

wirtschaftsministerium ein ausführliches Gespräch mit dem 

Parlamentarischen Staatssekretär Thomas Bareiß. Wir machten 

deutlich, dass alternative Varianten zu P44 (Altenfeld-

Grafenrheinfeld) und P43 (Mecklar-Bergrheinfeld/West) 

entwickelt werden müssten, um den Netzknotenpunkt 

Grafenrheinfeld/Bergrheinfeld zu entlasten. Diese Varianten 

müssen gleichwertig behandelt werden und in eine erneute 

Überprüfung möglicher Trassenkorridore einbezogen werden.  

Ich wünsche Ihnen und Ihrer Familie ein schönes Wochenende. 

Ihre    
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Statement 
der Woche 
 

„Eine Masern-Impfpflicht                            

einzuführen, wäre keine leicht-

fertige Entscheidung, sondern 

das Ergebnis einer sorgfältigen 

Abwägung: Die Gesundheit und 

der Schutz der gesamten Bevöl-

kerung setzen der individuellen 

Freiheit Grenzen.“ 
Franziska Giffey, Bundesfamilienministerin, Reak-

tion auf Schulschließungen in Schleswig-Holstein 

aufgrund von Masern. 

 Highlights 
der nächsten Wochen 

 

Wann Wo Was 

 
Sa . ,  
06 .0 4.  

 
18 .0 0  
Uh r  
 
19.3 0  
Uh r  
 

 
Fr ie d hof  
Maßb ach  
 
Lau ert a l ha l l e  
Maßb ach  

 
Komme rs a be n d 5 0  
Jah re  M u si kve r ei n  
Maßb ach,  
Sc hi rm he rr i n  
 

 
Mo . ,  
08 .0 4.  

 
20 .0 0  
Uh r  –  
22 .0 0  
 

 
Am Neu e n 
Mar kt  9A ,  
1446 7 Pot s dam  

The me na b en d d er  
Fr ie d r ic h-E b er t -  
St i f t u n g 
Bra nd e nb u rg  zu m 
The ma O rga n s pe n de  
 

 
Sa . ,  
13 .0 4.  

 
16:0 0  
Uh r-  
17:3 0  
Uh r  
  

 
Ge me in sc haf t s -
ha us  Sy l bac h  

 
100 Ja hr e SPD  
Sy lb ach  –  
Fe s t l ich k ei t  
 

Bild links: Am 28.03.2019 war der bundesweite Girls’ Day 2019. 

Während ich im Wahlkreis zahlreiche Termine wahrnahm, ver-

brachten gut 70 Schülerinnen ab 16 Jahren den Girls’ Day auf Einla-

dung der SPD-Bundestagsfraktion im Bundestag. Aus meinem Wahl-

kreis hatte Vanessa Zehendner aus Ebelsbach die Gelegenheit, den 

Berliner Politikbetrieb hautnah mitzuerleben. Der Girls‘ Day ist der 

bundesweite Berufsorientierungstag für Mädchen ab der fünften 

Klasse. Bild: Büro Dittmar. 

Bild unten links: Gespräch mit dem Parlamentarischen Staatssekre-

tär Bareiß und der Gemeindeallianz Hofheimer Land am 03.04.2019. 

Bild: Büro Dittmar. 

Bild unten rechts: Gespräch mit einer Besuchergruppe von Auszubildenden in der Krankenpflege. 

Bild: Büro Annen (MdB). 
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TOP-THEMA 

MEHR BAFÖG FÜR 
SCHÜLER UND 
STUDIERENDE 

 
Das BAföG ist und bleibt die Ausbil-

dungs- und Studienfinanzierung, die 

wesentlich zur Chancengleichheit im 

Bildungssystem beiträgt. Denn die 

Frage, ob oder was jemand studiert, 

darf nie von dem Einkommen der El-

tern abhängen.  

 

Allerdings ist die Zahl der Schülerin-

nen, Schüler und Studierenden, die ein 

Anrecht auf eine Förderung durch das 

Bundesausbildungsförderungsgesetz 

(BAföG) haben und davon Gebrauch 

machen, in den letzten Jahren stetig 

gesunken. Allein in den Jahren 2012 

bis 2017 ist die Zahl der BAföG-geför-

derten Studierenden um etwa 115.000 

Personen gefallen – von 671.042 auf 

556.573. 

 

Im Koalitionsvertrag haben sich die So-

zialdemokratinnen und Sozialdemokra-

ten deshalb erfolgreich für den Ausbau 

und die Verbesserung des Bundesaus-

bildungsförderungsgesetzes (BAföG) 

eingesetzt. 

 

Um bis 2021 eine Trendumkehr bei den 

BAföG-Berechtigten zu schaffen, hat 

Finanzminister Olaf Scholz (SPD) nun 

insgesamt 1,23 Milliarden Euro für 

diese Wahlperiode bereitgestellt. Der 

entsprechende Gesetzentwurf ist Frei-

tag in der ersten Lesung im Bundestag 

beraten worden. Das Gesetz soll zum 

1. August 2019 in Kraft treten. 

 

Das geplante Gesetz sieht fol-

gende Verbesserungen vor: 

 

 Der Förderungshöchstsatz steigt im 

Jahr 2020 um mehr als 15 Prozent von 

derzeit 735 Euro auf künftig insgesamt 

861 Euro monatlich. 

 

 Die Bedarfssätze werden bis 2020 in 

zwei Schritten um sieben Prozent an-

gehoben, d. h. der Grundbedarf bei 

Studierenden steigt von 399 Euro auf 

427 Euro. Dadurch wird eine verlässli-

che Ausbildungsförderung sicherge-

stellt, die den gestiegenen Lebenshal-

tungskosten Rechnung trägt. 

 Der Wohnzuschlag wird für BAföG-Ge-

förderte, die nicht bei den Eltern woh-

nen, im ersten Schritt der Novelle 2019 

überproportional um 30 Prozent von 

derzeit 250 Euro auf 325 Euro angeho-

ben. 

 Und um mehr Studierende aus der 

Mitte der Gesellschaft zu erreichen, 

werden die Einkommensfreibeträge 

um insgesamt mehr als 16 Prozent an-

gehoben, um sieben Prozent im ersten 

Schritt 2019, um drei Prozent 2020 und 

nochmals um sechs Prozent in 2021. 

Damit wird beispielsweise der Grund-

freibetrag vom Elterneinkommen von 

aktuell 1715 Euro 2021 auf 2000 Euro 

erhöht. 

 Auf die Weise wird der Kreis der För-

derberechtigten endlich wieder vergrö-

ßert, denn die gestiegenen Kosten be-

lasten insbesondere Familien, die bis-

her knapp über der Anspruchsgrenze 

lagen. 

 

Höhere Ersparnisse zulassen 

 

 Um höhere Ersparnisse zuzulassen, 

wird der Freibetrag für eigenes Vermö-

gen von Auszubildenden mit der zwei-

ten Novellierungsstufe im Jahr 2020 

von derzeit 7500 Euro auf 8200 Euro 

angehoben. 

 Die zusätzlichen Vermögensfreibe-

träge für Auszubildende mit Unterhalts-

pflichten werden von derzeit jeweils 

2100 Euro auf 2300 Euro angehoben. 

Damit kann auf angemessene Weise 

auf Ersparnisse zurückgegriffen wer-

den, ohne Kürzungen befürchten zu 

müssen. 

 Schließlich wird der BAföG-Zuschlag 

zur Krankenversicherung künftig auch 

den durchschnittlichen kassenindividu-

ellen Zusatzbeitrag berücksichtigen, 

der seit 2015 von den gesetzlichen 

Krankenversicherungen auch bei Stu-

dierenden erhoben wird. Er steigt von 
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71 auf 84 Euro, der Pflegeversiche-

rungszuschlag von 15 auf 25 Euro. 

 Gleichzeitig wird der Zuschlag für Stu-

dierende ab dem 30. Lebensjahr an die 

tatsächlichen Kosten angepasst. Damit 

werden bislang individuell getragene 

Mehrkosten für freiwillige Mitglieder der 

Kranken- und Pflegeversicherung für 

über 30-Jährige endlich durch die BA-

föG-Förderung abgedeckt. 

 

Weitere Schritte notwendig 

 
Für die SPD-Bundestagsfraktion ist 

klar, dass sie den Gesetzentwurf der 

Bundesregierung jetzt auf Herz und 

Nieren prüft, denn es muss um eine so-

lide BAföG-Reform gehen, die endlich 

wieder mehr Studierenden eine Förde-

rung ermöglicht. Außerdem gibt es bei 

der Vereinbarkeit von Studium und Fa-

milie sowie Studium und Pflege Ver-

besserungspotenzial. Auch das An-

tragsverfahren muss weiter vereinfacht 

werden. 

 

 

Das Wichtigste zusammengefasst: 

Die SPD-Fraktion will, dass jeder junge 

Mensch in Deutschland die Chance 

hat, sein Leben erfolgreich zu gestal-

ten. Bildung darf nicht vom Geldbeutel 

der Eltern abhängen. Deshalb haben 

die Sozialdemokraten deutliche Ver-

besserungen beim BAföG durchge-

setzt. Mit einem Gesetz will die Koali-

tion den Wohnzuschlag, die Bedarfss-

ätze, den Förderungshöchstsatz, die 

Einkommensfreibeträge und den BA-

föG-Zuschlag zur Kranken- und Pflege-

versicherung erhöht. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

FINANZPOLITIK 

MEHR ORDNUNG UND 
FAIRNESS AUF DEM 
ARBEITSMARKT 
SICHERN 

 
Der Zoll hat im vergangenen Jahr mehr 

Verstöße gegen das Mindestlohnge-

setz und mehr Fälle von Schwarzarbeit 

und illegaler Beschäftigung aufge-

deckt. Beim Mindestlohn ist die Zahl 

von 1316 Fällen im Jahr 2015 auf 6220 

im Jahr 2018 gestiegen, teilte das Bun-

desfinanzministerium mit. In 2744 Fäl-

len sei der Mindestlohn unterschritten 

worden.  

 

Im Rahmen der Bekämpfung von 

Schwarzarbeit und illegaler Beschäfti-

gung wurden demnach rund 111.000 

Ermittlungsverfahren wegen Straftaten 

eingeleitet. 2017 waren es noch rund 

108.000 gewesen. Der Zoll hat alleine 

in den letzten beiden Jahren Schäden 

in Höhe von 1,8 Milliarden Euro aufge-

deckt, die unter anderem durch illegale 

Beschäftigung und Sozialleistungsbe-

trug entstanden sind. 

 

Der Mindestlohn wirkt. Aber es muss 

noch stärker kontrolliert werden, dass 

er eingehalten wird. Dazu hat Bundes-

finanzminister Olaf Scholz (SPD) einen 

Gesetzentwurf gegen illegale Beschäf-

tigung und Sozialleistungsmissbrauch 

vorgelegt, den der Bundestag am Don-

nerstag in erster Lesung beraten hat. 

Die Koalition setzt damit ihre Anstren-

gungen für mehr Ordnung und Fair-

ness auf dem Arbeitsmarkt fort. 

 

Schutz für Beschäftigte und Un-

ternehmen 

 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 

sollen besser vor Bezahlung unter Min-

destlohn, Nichtabführung von Sozial-

beiträgen und Ausbeutung geschützt 

werden. Zugleich will die Koalition ei-
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nen fairen Wettbewerb für ehrliche Un-

ternehmen gewährleisten. 

 

Nicht zuletzt kommen SPD und Union 

im Bundestag damit den Forderungen 

vieler Bürgermeisterinnen und Bürger-

meister nach, die auf diese Problema-

tik immer wieder aufmerksam gemacht 

und um Unterstützung gebeten haben. 

 

Illegale Beschäftigung und Sozialleis-

tungsbetrug schaden allen. Durch hin-

terzogene Steuern und Sozialabgaben 

können wichtige öffentliche Aufgaben 

nicht finanziert werden. Und den vielen 

anständigen Unternehmen, die sich 

unfairer Konkurrenz ausgesetzt sehen, 

schaden sie genauso wie den betroffe-

nen Beschäftigten selbst, weil Rege-

lungen zu Mindestlohn und Arbeits-

schutz und die soziale Sicherung für 

sie keine Anwendung finden. Mit dem 

vorliegenden Gesetzesentwurf soll nun 

die zuständige Sondereinheit beim Zoll 

gestärkt werden. Die Finanzkontrolle 

Schwarzarbeit (FKS) erhält dadurch 

zusätzliche Befugnisse und deutlich 

mehr Personal. 

 

Entschlossen gegen Scheinar-

beitsverträge 

 
Das Gesetz soll auch die Einsatzmög-

lichkeiten des Zolls für faire Arbeitsbe-

dingungen stärken: Menschen aus 

dem EU-Ausland werden oft gezielt 

nach Deutschland gelockt und hier Op-

fer von Zwangsarbeit und Ausbeutung. 

Häufig werden sie zudem in Schrottim-

mobilien unwürdig und zu überhöhten 

Preisen untergebracht. 

 

Dagegen wird der Zoll zukünftig noch 

wirkungsvoller vorgehen und ermitteln 

können. Auch gegen „Tagelöhner-Bör-

sen“ bzw. den sogenannten „Arbeiter-

strich“, auf dem Arbeiter für meist ein-

fache, körperlich anstrengende Arbei-

ten kurzfristig und ohne Einhaltung ge-

setzlicher Vorgaben angeworben und 

beschäftigt werden, wird der Zoll effek-

tiver vorgehen können. 

 

Im Hinblick auf Scheinarbeitsverträge, 

die dazu genutzt werden, Kindergeld o-

der andere Sozialleistungen zu miss-

brauchen, wird es durch das geplante 

Gesetz bessere Durchgriffs- und Ahn-

dungsmöglichkeiten geben. Das wird 

ebenso der Fall sein bei Organisierter 

Kriminalität im Baugewerbe, zum Bei-

spiel in Fällen von Kettenbetrug, wenn 

Scheinrechnungen ausgestellt werden, 

um Schwarzgeld für kriminelle Zwecke 

zu generieren. 

 

Das Wichtigste zusammengefasst: 

Der Staat muss entschlossen gegen il-

legale Beschäftigung, Schwarzarbeit 

und Sozialleistungsbetrug vorgehen. 

Deswegen will die Koalition den Zoll 

und die Finanzkontrolle Schwarzarbeit 

personell und in ihren Befugnissen per 

Gesetz stärken, damit sie wirksamer 

durchgreifen können. Damit werden 

Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 

besser vor Bezahlung unter Mindest-

lohn, Nichtabführung von Sozialbeiträ-

gen und Ausbeutung geschützt. Außer-

dem gewährleistet der Gesetzentwurf 

zugleich einen fairen Wettbewerb für 

Unternehmen. 

 

 

 

AUSSENPOLITIK 

70 JAHRE NATO – DAS 
RÜCKGRAT DER 
EUROATLANTISCHEN 
SICHERHEIT STÄRKEN 

 
Aus Anlass des 70-jährigen Bestehens 

der Nato hat der Bundestag am Don-

nerstag einen Antrag der Koalitions-

fraktionen beschlossen. Er hebt die Be-

deutung der Nato als einzigartige Wer-

tegemeinschaft hervor, die fest auf 

dem Fundament von Demokratie, 

Rechtsstaatlichkeit, Gewaltenteilung, 

Freiheit und Achtung der Menschen-

rechte fußt und für diese Werte in der 

Welt eintritt. 

 

Die Nato, ein politisches Werte- und 
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Verteidigungsbündnis, hat seit ihrem 

Bestehen die Sicherheit der Verbünde-

ten und den Frieden im Bündnisgebiet 

gewährleistet. Deutschland bleibt fest 

verankert in internationalen, multilate-

ralen Strukturen und setzt sich für die 

Stärkung einer auf Regeln und Zusam-

menarbeit basierenden Weltordnung 

ein. Für die SPD-Bundestagsfraktion 

bilden dafür die Vereinten Nationen, 

die Europäische Union und die Nato 

den Rahmen. 

 

Der Antrag fordert, dass militärische 

Maßnahmen eng mit der Außen- und 

Entwicklungspolitik verzahnt werden 

und dass sich die Nato auch weiterhin 

dem Ziel einer Welt ohne Nuklearwaf-

fen verpflichtet fühlt. Ihre Einsätze 

müssen im Einklang mit dem Völker-

recht und auf der Grundlage der Charta 

der Vereinten Nationen stattfinden. 

 

Vor dem Hintergrund neuer Risiken für 

den Frieden in Europa und der Welt, 

zum Beispiel die Bedrohung durch Ter-

rorismus, Cyber-Angriffe und hybride 

Kriegsführung, muss die Nato als Ga-

rant für Frieden und Freiheit weiter ge-

stärkt werden. 

 

Das bedeutet, auch den langjährigen 

Einsatz des Bündnisses für eine bes-

sere Rüstungskontrolle, Abrüstung und 

Nichtverbreitung weiterzuführen, so 

wie es 2010 nochmals im Strategi-

schen Konzept der Nato hervorgeho-

ben und in der Gipfelerklärung von 

Brüssel 2018 bekräftigt worden ist. 

 

Stärkere Nutzung des Nato-

Russland-Rates 
Um die Spannungen in Europa abzu-

bauen, wird die Bundesregierung auf-

gefordert, sich für eine stärkere Nut-

zung des Nato-Russland-Rates zur Ri-

sikominimierung, Vermeidung von un-

gewollter Eskalation und zum Abbau 

des erheblichen gegenseitigen Miss-

trauens einzusetzen. 

 

 

Als Antwort auf die Kündigung des INF-

Vertrags (Vertrag über nukleare Mittel-

streckensysteme) sollen auch Rüs-

tungskontrollmaßnahmen ernsthaft er-

wogen und mit einem Dialog über Kri-

senkommunikation und Risikovermei-

dung mit Russland verknüpft werden. 

 

Das Wichtigste zusammengefasst: 

Der Bundestag hat einen gemeinsa-

men Antrag der Koalitionsfraktionen 

beschlossen, der die Bedeutung der 

Nato als einzigartige Wertegemein-

schaft hervorhebt, die fest auf dem 

Fundament von Demokratie, Rechts-

staatlichkeit, Gewaltenteilung, Freiheit 

und Achtung der Menschenrechte fußt 

und für diese Werte in der Welt eintritt. 

Die Bundesregierung soll sich weiter 

für den Einsatz des Bündnisses für 

eine bessere Rüstungskontrolle und 

Abrüstung stark machen. 

 

 

 

 

ENERGIE 

SCHNELLERER 
AUSBAU DER 
STROMNETZE FÜR DIE 
ENERGIEWENDE 

 
Der Bundestag hat am Donnerstag in 

zweiter und dritter Lesung das Gesetz 

zur Beschleunigung des Energielei-

tungsausbau (Netzausbaubeschleuni-

gungsgesetz) beschlossen. Mit diesem 

Gesetz soll die Infrastruktur für die 

Energiewende gestärkt werden. Nur 

mit effizienten und modernen regiona-

len Verteil- und überregionalen Über-

tragungsnetzen lässt sich das Ziel der 

Koalition erreichen, einen Anteil von 65 

Prozent an erneuerbaren Energien an 

der Stromerzeugung bis 2030 zu be-

kommen. 

 

Die Stromleitungen in Deutschland 

müssen schneller ausgebaut werden 

als in der Vergangenheit, um die Ziele 

des Koalitionsvertrags umsetzen zu 
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können. Das Gelingen der Energie-

wende mit dem Ausbau der erneuerba-

ren Energien, dem optimalen Betrieb 

konventioneller Kraftwerke und dem in-

ternationalen Stromhandel hängt we-

sentlich von dem Zustand und den Ka-

pazitäten der Stromleitungen ab. 

 

Öffentlichkeit weiterhin frühzei-

tig eingebunden 

 
Insbesondere Hoch- und Höchstspan-

nungsleitungen sind erforderlich, um 

den Strom von Windkraftparks im Nor-

den zu den Verbrauchszentren im Sü-

den zu leiten. Nur so sind die Ausbau-

ziele bei den regenerativen Energien 

zu erreichen. 

 

Darum sollen Planung und Genehmi-

gung für den Neubau, die Optimierung 

und Verstärkung von Stromleitungen, 

insbesondere für den Transport von 

Nord- nach Süddeutschland, beschleu-

nigt werden. 

 

Es wird mit dem Gesetz sichergestellt, 

dass die Öffentlichkeit weiterhin früh-

zeitig und umfassend beteiligt wird – 

während des gesamten Prozesses von 

der Netzentwicklungsplanung bis zur 

Planfeststellung. 

 

Inhaltliche Kriterien beim Stromlei-

tungsausbau, die dem Schutz der Bür-

gerinnen und Bürger, zum Beispiel hin-

sichtlich magnetischer und elektrischer 

Felder, dienen, bleiben erhalten. 

Gleichzeitig werden entschädigungs-

rechtliche Regelungen bundesweit ver-

einheitlicht, um Grundstücksbesitzerin-

nen und -besitzer zu entschädigen, die 

vom Netzausbau betroffen sind. 

 

Insgesamt hat die Koalition aus Sicht 

der SPD-Fraktion mit diesem Gesetz 

einen guten Kompromiss zwischen der 

Notwendigkeit eines beschleunigten 

Stromnetzausbaus, der Beteiligung der 

Öffentlichkeit und dem Schutz der be-

troffenen Menschen gefunden. 

 

 

 

Das Wichtigste zusammengefasst: 

Das Parlament hat die Beschleunigung 

des Energieleitungsausbaus beschlos-

sen. Die Stromleitungen in Deutsch-

land müssen schneller ausgebaut wer-

den, um die Ziele des Koalitionsver-

trags bei erneuerbaren Energien um-

setzen zu können. Die Bevölkerung 

wird weiter frühzeitig eingeschaltet, 

Umweltstandards bleiben erhalten, 

Rechtsunsicherheiten werden vermie-

den. 

 

 

 

INNENPOLITIK 

BESSERER 
DATENAUSTAUSCH 
BEI DER 
REGISTRIERUNG VON 
ASYLSUCHENDEN 

 
Am Donnerstag hat der Bundestag 

erstmals über das so genannte Zweite 

Datenaustauschverbesserungsgesetz 

beraten. Das Gesetz soll bei der Re-

gistrierung von Asylsuchenden und 

von unbegleiteten minderjährigen Aus-

länderinnen und Ausländern die Ab-

stimmung zwischen den beteiligten Be-

hörden verbessern. 

 

Mit dem Entwurf soll die Nutzung des 

Ausländerzentralregisters (AZR) wei-

terentwickelt werden, um Aufgaben, 

die nach der Verteilung von Schutzsu-

chenden auf die Länder und Kommu-

nen bestehen, effizienter organisieren 

und steuern zu können. 

 

Daneben sollen Maßnahmen für mehr 

Sicherheit und „zur besseren Steue-

rung der freiwilligen Ausreise und 

Rückführung“ umgesetzt werden. So 

soll der Abruf von Daten aus dem AZR 

in Echtzeit weiteren Behörden ermög-

licht werden: Danach können künftig 

etwa auch die Jugendämter, die 

Staatsangehörigkeits- und Vertriebe-

nenbehörden sowie das Auswärtige 
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Amt und seine Auslandsvertretungen 

Daten im automatisierten Verfahren 

aus dem AZR abrufen. 

 

Darüber hinaus sollen unbegleitete 

minderjährige Ausländer zukünftig zeit-

nah zu ihrer Einreise durch Aufnahme-

einrichtungen und Außenstellen des 

Bundesamtes für Migration und Flücht-

linge (Bamf) registriert werden können 

– also vor dem Stellen eines Asylan-

trags durch die Notvertretung des Ju-

gendamts oder den Vormund. 

 

Datenschutz beachten 

 
Gabriela Heinrich, zuständige Bericht-

erstatterin der SPD-Fraktion, betont: 

„Das Ausländerzentralregister darf In-

formationen speichern und zur Verfü-

gung stellen. Aber eben nicht allumfas-

send, nicht unbegrenzt und es darf 

auch nicht Jeder Zugriff haben. Es geht 

um persönliche Informationen, die ge-

schützt werden müssen.“ 

 

Bei dem Gesetzentwurf gehe es aber 

nicht nur um eine solide Grundlage für 

die Flüchtlings- und Integrationspolitik. 

„Sondern es geht auch um das Thema 

Sicherheit“, sagt Heinrich. Ein Sicher-

heitsabgleichsverfahren sei bereits mit 

dem letzten Datenaustauschverbesse-

rungsgesetz eingeführt worden. Terro-

rismusrelevante Erkenntnisse oder 

sonstige schwerwiegende Sicherheits-

bedenken sollten damit frühzeitig er-

kannt werden. Jetzt solle unter ande-

rem die Bundespolizei mehr Befug-

nisse erhalten. 

 

Für die SPD-Fraktion sei klar: „Wir wol-

len Daten für eine funktionierende 

Flüchtlings- und Integrationspolitik, Da-

tenschutz und Sicherheit für die Bevöl-

kerung im Land. Und wir sind davon 

überzeugt, dass es möglich ist, diese 

drei Punkte zu vereinbaren. Dafür set-

zen wir uns in den Beratungen ein.“ 

 

 

 

 

 

Das Wichtigste zusammengefasst: 

Ein neues Gesetz soll bei der Regist-

rierung von Asylsuchenden und von 

unbegleiteten minderjährigen Auslän-

derinnen und Ausländern die Abstim-

mung zwischen den beteiligten Behör-

den verbessern. Dazu wird unter ande-

rem die Nutzung des Ausländerzentral-

registers weiterentwickelt. 

 

 

DURCHFÜHRUNG DES 
ZENSUS IM JAHR 2021 

 
Das Gesetz zur Durchführung des Zen-

sus im Jahr 2021, das am Freitag in 1. 

Lesung im Bundestag beraten worden 

ist, schafft die Rechtsgrundlage für 

eben diese Durchführung. 

 

Deutschland ist wie jeder andere Mit-

gliedstaat in der Europäischen Union 

verpflichtet, im Jahr 2021 eine Volks-

zählung (Zensus) durchzuführen. Dar-

über hinaus bilden die erhobenen Da-

ten eine wichtige Planungsgrundlage 

für staatliche Aufgaben in Deutschland. 

 

Neben den Einwohnerzahlen werden 

dabei soziodemografische Basisdaten 

zur Bevölkerung, ihrer Erwerbstätigkeit 

und ihrer Wohnsituation statistisch er-

fasst. Regelmäßige Datenerhebungen 

ermöglichen es, wirtschaftliche, ökolo-

gische und soziale Zusammenhänge 

auf der Grundlage laufend aktualisier-

ter Informationen zu betrachten. 

 

Hiervon hängen bedeutsame politi-

sche, wirtschaftliche und gesellschaftli-

che Planungsprozesse bei Bund, Län-

dern und Gemeinden ab, zum Beispiel 

um staatliche Dienstleistungen wie Kin-

dergarten- und Schulplätze, Breitband-

versorgung oder Krankenhausbetten 

und vieles andere adäquat bereit zu 

stellen. 
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Aufeinander abgestimmte Re-

gister 

 
Saskia Esken, zuständige Berichter-

statterin, macht für die SPD-Fraktion 

deutlich: „Um den Zensus in Zukunft 

nicht nur registergestützt, sondern al-

lein auf Registern basierend durchzu-

führen und uns auf dezentrale Analy-

sen zu beschränken, brauchen wir auf-

einander abgestimmte Register.“ 

 

Eine umfassende Modernisierung und 

Harmonisierung der Registerland-

schaft sei „ohnehin notwendige Grund-

lage“ für ein modernes und digitales 

Verwaltungshandeln. 

 

Esken: „Wir fordern das Innenministe-

rium deshalb auf, für die Registermo-

dernisierung endlich ein Konzept zu er-

arbeiten und mit den Ländern und 

Kommunen zu vereinbaren – damit wir 

den Zensus künftig sicherer und grund-

rechteschonender durchführen kön-

nen, aber auch, damit Deutschlands 

Verwaltung den digitalen Wandel nicht 

weiterhin verschläft.“ 

 

Das Wichtigste zusammengefasst: 

Deutschland ist wie jeder andere Mit-

gliedstaat in der Europäischen Union 

verpflichtet, im Jahr 2021 eine Volks-

zählung (Zensus) durchzuführen. Das 

ist insofern sinnvoll, als von den Daten 

auch wichtige politische, wirtschaftliche 

und gesellschaftliche Planungspro-

zesse abhängen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

GESUNDHEITSPOLITIK 

MEHR SICHERHEIT IN 
DER 
ARZNEIMITTELVERSO
RGUNG 

 
Die reibungslose und sichere Versor-

gung von Patientinnen und Patienten 

mit Arzneimitteln muss eine Selbstver-

ständlichkeit sein. Ein neues Gesetz, 

das die Abgeordneten des Bundesta-

ges am Donnerstag in 1. Lesung bera-

ten haben, soll Arzneimitteltherapien 

im Sinne der Patientensicherheit ver-

bessern. 

Dazu sollen unter anderem der Rah-

men für die Herstellung und Abgabe 

von Krebsarzneimitteln durch Apothe-

ken deutlich verschärft und die Herstel-

lung von verschreibungspflichtigen 

Arzneimitteln durch Heilpraktikerinnen 

und Heilpraktikern eingeschränkt wer-

den.  

 

Der Bund soll außerdem künftig mehr 

Befugnisse bei Arzneimittelrückrufen 

und den Kontrollen der Hersteller in 

Drittstaaten bekommen. 

 

Fahrplan zur Einführung des 

elektronischen Rezepts 

 
Für Versicherte soll darüber hinaus in 

Zukunft die Zuzahlung entfallen, wenn 

ein Arzneimittel wegen Qualitätsmän-

geln zurückgerufen wird. Krankenkas-

sen können in diesen Fällen einen Re-

gressanspruch gegenüber dem Phar-

maunternehmen geltend machen. 

 

Außerdem soll der Therapiewechsel 

bei Cannabis als Medizin erleichtert 

und entbürokratisiert werden. 

 

Der Gesetzentwurf sieht zudem einen 

Fahrplan zur Einführung des elektroni-

schen Rezepts vor, das die Versor-

gung der Patientinnen und Patienten 

mit notwendigen Arzneimitteln erleich-

tern und modernisieren wird. 
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Das Wichtigste zusammengefasst: 

Ein Gesetz soll Arzneimitteltherapien 

im Sinne der Patientensicherheit ver-

bessern. Der Bund soll außerdem künf-

tig mehr Befugnisse bei Arzneimittel-

rückrufen und den Kontrollen der Her-

steller in Drittstaaten bekommen. 

 

 

 

ERNÄHRUNGSPOLITIK 

POTENZIALE AUS DER 
AGRARÖKOLOGIE 
ANERKENNEN UND 
UNTERSTÜTZEN 

 
Die Koalitionsfraktionen haben dem 

Bundestag am Donnerstag einen ge-

meinsamen Antrag vorgelegt, in dem 

es um die Potenziale aus der Agraröko-

logie geht, um Hunger zu bekämpfen, 

Ernährungssicherheit zu gewährleisten 

und die nachhaltigen Entwicklungs-

ziele der Vereinten Nationen zu errei-

chen. 

 

Nahrung ist ein Menschenrecht. Trotz-

dem hat heute weltweit jeder neunte 

Mensch keinen Zugang zu ausreichen-

der Nahrung, die die notwendigen 

Nährstoffe enthält. Besonders ernst ist 

die Situation in Südasien und Subsa-

hara-Afrika, wo annähernd jeder fünfte 

Mensch von Hunger betroffen ist. 

 

Als ganzheitlicher Ansatz wendet Ag-

rarökologie (eine bestimmet landwirt-

schaftliche Praxis) ökologische und 

technische Methoden an, zum Beispiel 

die Integration von Ackerbau- und 

Viehzucht, um ernährungs- und land-

wirtschaftliche Systeme nachhaltig um-

zugestalten und damit kleinbäuerliche 

Familien zu unterstützen. 

Auch die Ernährungs- und Landwirt-

schaftsorganisation der Vereinten Nati-

onen (FAO) hat sich in den letzten Jah-

ren intensiv mit der Agrarökologie als 

eine wichtige Antwort auf soziale Prob-

leme wie Armut, Ungleichheit, Hunger 

und Mangelernährung, mangelnde Ge-

schlechtergerechtigkeit und auch öko-

logische Herausforderungen wie Ab-

holzung, Wasserknappheit, steigende 

CO2-Emissionen und Verlust an Bio-

diversität beschäftigt. 

 

Engagement zur Agrarökologie 

fortsetzen 

 
Der Antrag der Regierungsfraktionen 

begrüßt, dass die FAO die Agrarökolo-

gie als einen der Ansätze für eine nach-

haltige Landwirtschaft und Nahrungs-

systeme ansieht und ihre Arbeit zu Ag-

rarökologie fortführen wird. 

 

Ferner fordern die Regierungsfraktio-

nen die Bundesregierung auf, das En-

gagement zur Agrarökologie fortzuset-

zen und in der Entwicklungszusam-

menarbeit und der Förderung der länd-

lichen Räume weiter auszubauen. 

 

„Mit der Anwendung agrarökologisch-

technischer Praktiken können positive 

Effekte für die Umwelt erzielt und dabei 

der Ernährungsstatus der Menschen in 

Entwicklungsländern verbessert wer-

den“, heißt es in der Vorlage. 

 

Das Wichtigste zusammengefasst: 

Eine Welt ohne Hunger ist möglich. Auf 

821 Millionen Menschen schätzen die 

Vereinten Nationen die Anzahl der 

hungernden Menschen im Jahr 2017, 

rund eine weitere Milliarde Menschen 

ist chronisch mangelernährt. Agraröko-

logie ist ein Beitrag, um die Ziele der 

VN-Agenda 2030 zu erreichen. Ein An-

trag der Koalitionsfraktionen unter-

streicht den Schutz und die wichtige 

Rolle der Kleinbauern in den Entwick-

lungsländern. 
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KULTURPOLITIK 

ERINNERUNGS-
KULTUR: FÜR EIN 
NEUES BUNDES-
PROGRAMM „JUGEND 
ERINNERT“ 

 
2019 jähren sich zum 80. Mal der Hit-

ler-Stalin-Pakt, der deutsche Überfall 

auf Polen und der damit entfesselte 

Zweite Weltkrieg. Auch jährt sich die 

friedliche Revolution von 1989, die zum 

Ende der SED-Diktator geführt hat, 

zum 30. Mal. 

 

Diese Jahrestage unterstreichen 

Deutschlands besondere moralische 

Verpflichtung gegenüber den Opfern 

des Nationalsozialismus und des Un-

rechtsstaats der DDR. Teil dieser Ver-

antwortung ist es, die Erinnerung an 

das unvergleichbare Unrecht des Nati-

onalsozialismus und an die Opfer der 

SED-Diktatur auch für die nachfolgen-

den Generationen und über die natio-

nalen Grenzen hinaus wachzuhalten. 

 

Auch im Koalitionsvertrag haben sich 

die Regierungsfraktionen verpflichtet 

„die Erinnerung an die Folgen von Dik-

tatur und Gewaltherrschaft wachzuhal-

ten“. 

 

Die SPD-Fraktion hat deshalb auf ei-

nen gemeinsamen Antrag mit der Uni-

onsfraktion hingewirkt, der am Freitag 

vom Bundestag debattiert wurde. Der 

Antrag macht sich für das Bundespro-

gramm „Jugend erinnert“ stark. 

 

Dieses Programm „Jugend erinnert“ ist 

Teil der Verpflichtung, die Wissensver-

mittlung über die NS-Terrorherrschaft 

und die SED-Diktatur zu stärken. 

 

Gedenkorte und Gedenkstättenbesu-

che sollen Denkanstöße geben und 

nachhaltig wirken. Multimediale Ange-

bote und ein grenzüberschreitender 

Austausch und Begegnungen sollen 

insbesondere Antisemitismus, Rassis-

mus und Antiziganismus entgegenwir-

ken. 

 

Jugendliche ermutigen 

 
Die Auseinandersetzung mit Krieg, 

Flucht und Vertreibung hilft beim Ab-

bau von Vorurteilen und Stereotypen. 

Sie schafft gegenseitiges Verständnis 

und fördert eine europäische Erinne-

rungskultur. Programme wie „Jugend 

erinnert“ sind wichtig gegen das Ver-

gessen und für ein friedliches und 

freies Europa. 

 

Marianne Schieder, zuständige Be-

richterstatterin der SPD-Fraktion, be-

tont: „Mit dem neuen Programm ‚Ju-

gend erinnert‘ wollen wir Jugendliche 

ermutigen, sich kritisch mit den deut-

schen Diktaturen auseinanderzuset-

zen. Bereits in diesem Jahr sind dafür 

insgesamt 7 Millionen Euro im Bundes-

haushalt bereitgestellt.“ 

Für die SPD-Bundestagsfraktion, so 

Schieder, sei klar: „Wir stehen zu unse-

rer Verantwortung, das Gedenken an 

die Opfer wachzuhalten und treten jeg-

licher Relativierung menschenverach-

tender Diktaturen entschieden entge-

gen. Das findet sich auch in dem von 

der SPD initiierten Antrag wieder.“ 

 

Das Wichtigste zusammengefasst: 

Mit dem neu geschaffenen Programm 

„Jugend erinnert“ stärkt der Bund die 

Auseinandersetzung mit der NS-

Terrorherrschaft und der SED-Diktatur. 

Gedenkstätten werden gezielt unter-

stützt bei der grenzüberschreitenden, 

pädagogischen Arbeit mit jungen Men-

schen. Für dieses Programm macht 

sich ein Antrag der Koalitionsfraktionen 

stark. 
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